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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 BauGB) 

1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Im „Allgemeinen Wohngebiet“ WA sind die nachfolgenden Ausnahmen i.S.v. § 4 Abs. 3 BauNVO nicht 
zulässig: 

• Gartenbaubetriebe 

• Tankstellen 

2 Maß der baulichen Nutzung und Bauweise 
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 und 2 BauGB) 

2.1 Im „Allgemeinen Wohngebiet“ WA darf die zulässige Grundfläche baulicher Anlagen durch Stellplätze 
und Zufahrten bis zu einer GRZ von 0,5 überschritten werden (i.V.m. § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO). 

2.2 Die Höhenlage baulicher Anlagen wird bestimmt durch Festsetzung der Traufhöhe (TH) und der First-
höhe (FH).  

2.3 Die Traufhöhe (TH) wird definiert als Schnittkante der Außenflächen des aufgehenden Mauerwerks 
mit der Dachhaut. Bei der Errichtung von Gebäuden mit Flachdach ist die maximal zulässige Trauf-
höhe (TH) mit der maximal zulässigen Gebäudehöhe (GH) gleichzusetzen. Bei der Ausbildung einer 
Attika darf der höchste Punkt der Attika die maximal zulässige Traufhöhe (TH) nicht überschreiten. 

2.4 Die Firsthöhe (FH) wird bei Satteldächern definiert als die Schnittkante der Dachhaut der Dachflä-
chen. Bei Pultdächern wird die Firsthöhe definiert als der oberste Punkt der Dachhaut des hochsei-
tigen Dachabschlusses. 

2.5 Bezugspunkt zur Bestimmung der Höhenlage baulicher Anlagen sowie für die Bestimmung der mitt-
leren Wandhöhe und der Abstandsflächen ist die Höhenlage der endgültig hergestellten an das 
Grundstück grenzenden Verkehrs- bzw. Erschließungsfläche (Oberkante Gehweg bzw. Straße) in 
Höhe der Mitte der überbaubaren Grundstücksfläche des jeweiligen Grundstücks. Bei Eckgrundstü-
cken ist die höher gelegene Verkehrs- bzw. Erschließungsfläche maßgebend. Die Höhenlage der Ver-
kehrs- bzw. Erschließungsfläche ist durch lineare Interpolation der in der Planzeichnung festsetzten 
Höhenbezugspunkte zu ermitteln. 

3 Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO) 

3.1 Es sind je Wohneinheit mindestens zwei Stellplätze nachzuweisen. 

3.2 Der Abstand zwischen der Einfahrtseite der Garagen (Garagentor) und der Straßenbegrenzungslinie 
muss mindestens 6,0 m betragen. 

3.3 Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen sowie innerhalb der „Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen“ zulässig. Aus-
nahmsweise sind auch Abstellräume innerhalb der „Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanla-
gen“ zulässig. Die Ausnahme ist daran gebunden, dass die Abstellräume in der Verlängerung der Ga-
rage errichtet werden und deren Breite und Höhe nicht überschreiten. 
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3.4 Balkone, Altane und Terrassenüberdachungen, die fest mit dem Gebäude verbunden sind, sind nur 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

4 Zulässige Zahl der Wohnungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

4.1 Im „Allgemeinen Wohngebiet“ WA sind je Wohngebäude höchstens 2 Wohnungen zulässig. 

4.2 Doppelhaushälften, Reihenmittelhäuser und Reihenendhäuser gelten jeweils als ein Wohngebäude. 

5 Errichtung von Gebäuden mit sonstigen technischen Maßnahmen zur Erzeugung, Nutzung 
oder Speicherung von Strom aus erneuerbaren Energien 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)  

  Im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes müssen bei der Errichtung von Gebäuden 
und baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen auf mindestens 70 % der 
nutzbaren Dachfläche sonstige technische Maßnahmen zur Erzeugung, Nutzung oder Speicherung 
von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien getroffen werden. 

6 Grünordnerische Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 sowie 25 a) und b) BauGB) 

6.1 Im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten 
oder -schüttungen unzulässig. Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten werden definiert als zusam-
menhängende Flächen, die mit den vorgenannten Materialien zu mehr als 10 % bedeckt sind. Die 
Flächen gelten auch dann als Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten, wenn auf den Einbau von Vlie-
sen, Folien oder vergleichbaren Materialien verzichtet wird. Ausgenommen sind Spritzschutzstreifen 
entlang von Fassaden, sofern eine Breite von 0,5 m nicht überschritten wird. 

6.2 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, sofern sie nicht für eine andere zulässige Nutzung 
verwendet werden, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Als gärtnerisch angelegt gelten 
i.S.d. Bebauungsplanes unversiegelte Flächen, die überwiegend bepflanzt sind (z.B. mit Rasen, Grä-
sern, Stauden, Kletterpflanzen oder Gehölzen). Kunstrasenflächen gelten i.S.d. Bebauungsplanes ex-
plizit nicht als gärtnerisch angelegt. Die Regelungen gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 6.1 bleiben 
hiervon unberührt. 

6.3 In den „Öffentlichen Verkehrsflächen“ sind insgesamt mindestens 10 Bäume der Pflanzliste A anzu-
pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

6.4 Innerhalb der „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ mit 
der Bezeichnung „B“ ist pro begonnenen 600 m² eines Grundstücks mindestens ein Baum der Pflanz-
liste B anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Zu benachbar-
ten, privaten Grundstücksgrenzen müssen die Bäume einen Abstand von mindestens 3,0 m einhalten. 
Für zusätzliche Anpflanzungen in den „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen“ mit der Bezeichnung „B“ dürfen auch Pflanzen verwendet werden, die in den 
Pflanzlisten dieses Bebauungsplanes nicht aufgeführt werden. 
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Pflanzliste A: Bäume für öffentliche Straßenverkehrsflächen 

Mindestqualität: Hochstamm, 4xv., mit Drahtballierung, Stammumfang 16-18 cm 

Botanischer Name Deutscher Name 

Amelanchier arborea „Robin Hill“ Baum-Felsenbirne 

Prunus x schmittii Spiegelrinden-Kirsche 
Tabelle 1: Pflanzliste A 

Pflanzliste B: Bäume für Vorgärten 

Mindestqualität: Hochstamm, 3xv, mit Drahtballierung, Stammumfang 12 bis 14 cm 

Botanischer Name Deutscher Name 

Acer campestre „Elsrijk“ Feldahorn „Elsrijk“ 

Acer platanoides „Columnare“ Säulenförmiger Spitzahorn „Columnare“ 

Liquidambar styraciflua „Worplesdon“ Amberbaum „Worplesdon“ 

Sorbus thuringiata „Fastigiata“ Thüringische Säulen-Eberesche 
Tabelle 2: Pflanzliste B 

6.5 In den „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ mit der Be-
zeichnung „C“ ist eine dichte Bepflanzung in Form einer mehrreihigen, freiwachsenden Hecke aus 
Gehölzen der Pflanzliste C anzupflanzen. Die Gehölze sind in einem Abstand von 1,5 m, versetzt an-
zupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Die Bereiche unter den 
Bepflanzungen sind mit einer geeigneten Raseneinsaat aus autochthonem Saatgut (z.B. Fettwiese) 
einzugrünen.  

Pflanzliste C: Gehölze für freiwachsende Hecken 

Mindestqualität: Strauch, 2xv, im Container, Höhe 60 bis 100 cm 

Botanischer Name Deutscher Name 

Salix caprea Salweide 

Rhamnus frangula Faulbaum 

Corylus avellana Hasel 

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Rosa canina Hundsrose 
Tabelle 3: Pflanzliste C 

6.6 In der „Öffentlichen Grünfläche“ mit der Bezeichnung „D“ sind insgesamt 3 Bäume II. Ordnung gemäß 
der Pflanzliste „D“ anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Bereiche zwischen den Bäumen sind 
mit einer Raseneinsaat als Fettwiese / Frischwiese zu begrünen. 
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Pflanzliste D: Obstbäume 

Mindestqualität: Hochstamm 3xv, Stammumfang 12-14 

Apfelhochstämme (Malus) Boskop 

Kaiser Wilhelm 

Rheinischer Bohnapfel 

Eiserapfel 

Jakob Lebel 

Jakob Fischer 

Rote Sternrenette 

Birnenhochstämme (Pyrus) Köstliche von Charneux 

Williams Christbirne 

Claps Liebling 

Münsterbirne 

Gellerts Butterbirne 

Pflaumen-Mirabellenhochstämme (Prunus) Deutsche Hauszwetschge 

Große, grüne Reneclode 

Nancy Mirabelle 

Kirschhochstämme Schattenmorelle 

Große, schwarze Knorpelkirsche 

Gelbe Knorpelkirsche 
Tabelle 4: Pflanzliste D 

6.7 Die zeichnerisch als „Zu erhaltende Bäume“ festgesetzten Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. In den Flächen, die zeichnerisch als „zu erhaltende Bäume“ und 
zugleich als „Allgemeines Wohngebiet“ festgesetzt sind, sind sämtliche Versiegelungen untersagt. 

7 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW) 

 Doppelhauseinheiten sowie Hausgruppen sind mit gleicher Dachform, Dachneigung, Trauf- und First-
höhe, Dacheindeckung und Fassadenmaterialien auszuführen.  
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HINWEISE 
1. Einsichtnahme von Vorschriften 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-
Vorschriften) werden im Rathaus der Gemeinde Gangelt zu jedermanns Einsicht während der allge-
meinen Öffnungszeiten bereitgehalten. 

2. Objektbezogene Untersuchung des Baugrunds  

Bei der Dimensionierung von baulichen Anlagen und Entwässerungsanlagen ist der Baugrund objekt-
bezogen durch einen Fachgutachter untersuchen und bewerten zu lassen. Die diesem Bebauungs-
plan beigefügten Untersuchungen dienen dem allgemeinen Nachweis über die Vollziehbarkeit des 
Bebauungsplanes sowie der Dimensionierung der öffentlichen Erschließungsanlagen. Eine Interpola-
tion der hierin aufgeführten Untersuchungsergebnisse oder deren objektbezogene Auslegung ist un-
zulässig und kann z.B. zu Schäden an baulichen Anlagen oder Konflikten im Betrieb von Entwässe-
rungsanlagen führen. 

3. Humose Böden 

Die als „Flächen, bei deren Bebauung ggf. besondere bauliche Maßnahmen, insbesondere im Grün-
dungsbereich, erforderlich sind; hier: humose Böden“ gekennzeichneten Flächen, sind von humosem 
Bodenmaterial betroffen. Humose Böden sind empfindlich gegen Bodendruck und im Allgemeinen 
kaum tragfähig. Erfahrungsgemäß wechseln die Bodenschichten auf kurzer Distanz in ihrer Verbrei-
tung und Mächtigkeit, so dass selbst bei einer gleichmäßigen Belastung diese Böden mit unterschied-
lichen Setzungen reagieren können. 

Hier sind die Bauvorschriften des Eurocode 7 „Geotechnik“ DIN EN 1997-1 mit nationalem Anhang, 
die Normblätter der DIN 1054 „Baugrund- Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau“ und der DIN 
18 196 „Erd- und Grundbau; Bodenklassifikation für bautechnische Zwecke“ sowie die Bestimmungen 
der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten. 

4. Haustechnische Anlagen 

Die Errichtung und der Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen 
sowie Blockheizkraftwerken hat im Plangebiet unter Beachtung des ‚Leitfaden für die Verbesserung 
des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten‘ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Im-
missionsschutz - LAI (www.lai-immissionsschutz.de) zu erfolgen. 
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RECHTSGRUNDLAGEN 
• Baugesetzbuch Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 221). 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

• Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58) zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 

• Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) In der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 490). 

• Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018) 
vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Sep-
tember 2021 (GV. NRW. S. 1086), in Kraft getreten am 22. September 2021 

      

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19996&vd_back=N1353&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19767&vd_back=N1086&sg=0&menu=0
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